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VERORDNUNG (EG) Nr. 1610/96 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 23. Juli 1996 

über die Schaffung eines ergänzenden Schutzzertifikats für 
Pflanzenschutzmittel 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 
insbesondere auf Artikel 100a, 

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses ( 2 ), 

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrags ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Erforschung von Stoffen zum Pflanzenschutz trägt zur stän­
digen Verbesserung der Erzeugung und zur Erzielung von reich­
lichen Mengen an Nahrungsmitteln zu erschwinglichen Preisen 
und von guter Qualität bei. 

(2) Die Forschung im Bereich der Pflanzenschutzmittel trägt zur stän­
digen Verbesserung der Pflanzenerzeugung bei. 

(3) Pflanzenschutzmittel, vor allem solche, die das Ergebnis einer 
langen und kostspieligen Forschungstätigkeit sind, können in 
der Gemeinschaft und in Europa weiterentwickelt werden, wenn 
für sie eine günstige Regelung geschaffen wird, die einen aus­
reichenden Schutz zur Förderung einer solchen Forschung vor­
sieht. 

(4) Die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors der Pflanzenschutzmittel 
erfordert aufgrund der ihm eigenen Gegebenheiten den gleichen 
Schutz für Neuerungen, wie er für Arzneimittel aufgrund der 
Verordnung (EWG) Nr. 1768/92 des Rates vom 18. Juni 1992 
über die Schaffung eines ergänzenden Schutzzertifikats für Arz­
neimittel ( 4 ) besteht. 

(5) Derzeit wird durch den Zeitraum zwischen der Einreichung einer 
Patentanmeldung für ein neues Pflanzenschutzmittel und der Ge­
nehmigung für dessen Inverkehrbringen der tatsächliche Patent­
schutz auf eine Laufzeit verringert, die für die Amortisierung der 
in der Forschung vorgenommenen Investitionen und für die Auf­
bringung der nötigen Mittel für den Fortbestand einer leistungs­
fähigen Forschung unzureichend ist. 

(6) Diese Tatsache führt zu einem unzureichenden Schutz, der nach­
teilige Auswirkungen auf die Pflanzenschutzforschung und die 
Wettbewerbsfähigkeit dieses Wirtschaftsbereichs hat. 
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( 1 ) ABl. Nr. C 390 vom 31. 12. 1994, S. 21, und ABl. Nr. C 335 vom 13. 12. 
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(7) Eines der wesentlichen Ziele des ergänzenden Schutzzertifikats 
besteht darin, der europäischen Industrie die gleichen Wett­
bewerbsbedingungen zu gewährleisten, wie sie die nordamerika­
nische und japanische Industrie vorfinden. 

(8) In seiner Entschließung vom 1. Februar 1993 ( 1 ) über ein Ge­
meinschaftsprogramm für Umweltpolitik und Maßnahmen im 
Hinblick auf eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung 
verabschiedete der Rat das allgemeine Konzept und die Strategie 
für das von der Kommission vorgelegte Programm, die die ge­
genseitige Abhängigkeit des Wirtschaftswachstums und der Um­
weltqualität hervorheben. Die Verstärkung des Umweltschutzes 
erfordert daher, die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit der In­
dustrie aufrechtzuerhalten. Die Erteilung eines ergänzenden 
Schutzzertifikats kann deshalb als positive Maßnahme für den 
Schutz der Umwelt angesehen werden. 

(9) Auf Gemeinschaftsebene ist eine einheitliche Lösung zu finden, 
um auf diese Weise einer heterogenen Entwicklung der nationa­
len Rechtsvorschriften vorzubeugen, die neue Unterschiede zur 
Folge hätte, welche geeignet wären, den freien Verkehr von 
Pflanzenschutzmitteln innerhalb der Gemeinschaft zu behindern 
und dadurch das Funktionieren des Binnenmarktes unmittelbar zu 
beeinträchtigen. Dies entspricht dem in Artikel 3b des Vertrags 
festgelegten Subsidiaritätsprinzip. 

(10) Es ist deshalb notwendig, ein ergänzendes Schutzzertifikat für 
Pflanzenschutzmittel, deren Inverkehrbringen genehmigt ist, ein­
zuführen, das der Inhaber eines nationalen oder europäischen 
Patents unter denselben Voraussetzungen in jedem Mitgliedstaat 
erhalten kann. Die Verordnung ist somit die geeignetste Rechts­
form. 

(11) Die Dauer des durch das Zertifikat gewährten Schutzes muß so 
festgelegt werden, daß dadurch ein ausreichender tatsächlicher 
Schutz erreicht wird. Hierzu müssen demjenigen, der gleichzeitig 
Inhaber eines Patents und eines Zertifikats ist, insgesamt höchs­
tens fünfzehn Jahre Ausschließlichkeit ab der ersten Genehmi­
gung für das Inverkehrbringen des betreffenden Pflanzenschutz­
mittels in der Gemeinschaft eingeräumt werden. 

(12) In einem so komplexen und empfindlichen Bereich wie dem der 
Pflanzenschutzmittel müssen jedoch alle auf dem Spiel stehenden 
Interessen berücksichtigt werden. Deshalb kann das Zertifikat 
nicht für mehr als fünf Jahre erteilt werden. 

(13) Das Zertifikat gewährt die gleichen Rechte wie das Grundpatent. 
Gilt also ein Grundpatent für einen Wirkstoff und seine Derivate 
(Salze und Ester), so gewährt das Zertifikat den gleichen Schutz. 

(14) Die Erteilung eines Zertifikats für ein aus einem Wirkstoff be­
stehendes Erzeugnis steht der Erteilung von weiteren Zertifikaten 
für seine Derivate (Salze und Ester) nicht entgegen, sofern diese 
Derivate Gegenstand von Patenten sind, in denen sie besonders 
beansprucht werden. 

(15) Auch die Festlegung der Übergangsregelung muß in ausgewoge­
ner Weise erfolgen. Diese Übergangsregelung muß es der Pflan­
zenschutzindustrie in der Gemeinschaft ermöglichen, den Rück­
stand gegenüber ihren Hauptkonkurrenten zum Teil auszuglei­
chen, wobei gleichzeitig darauf geachtet werden muß, daß mit 
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der Übergangsregelung die Verwirklichung anderer rechtmäßiger 
Ziele in Verbindung mit den sowohl auf nationaler als auch auf 
Gemeinschaftsebene verfolgten Politiken im Agrar- und Umwelt­
schutzbereich nicht gefährdet wird. 

(16) Nur durch ein Eingreifen auf Gemeinschaftsebene kann das an­
gestrebte Ziel wirksam erreicht werden, nämlich einen ausrei­
chenden Schutz der Innovation in der Pflanzenschutzindustrie 
sicherzustellen und zugleich ein angemessens Funktionieren des 
Binnenmarktes für Pflanzenschutzmittel zu gewährleisten. 

(17) Die in den Erwägungsgründen 12, 13 und 14 sowie in Artikel 3 
Absatz 2, Artikel 4, Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c) und Arti­
kel 17 Absatz 2 dieser Verordnung vorgesehenen Modalitäten 
gelten sinngemäß auch für die Auslegung insbesondere des Er­
wägungsgrunds 9 und der Artikel 3 und 4, des Artikels 8 Absatz 
1 Buchstabe c) und des Artikels 17 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1768/92 des Rates — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Definitionen 

Im Sinne dieser Verordnung sind: 

1. „Pflanzenschutzmittel“ Wirkstoffe und Zubereitungen, die einen 
oder mehrere Wirkstoffe enthalten, in der Form, in welcher sie an 
den Anwender geliefert werden, und die dazu bestimmt sind, 

a) Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganismen zu 
schützen oder ihrer Einwirkung vorzubeugen, insoweit diese 
Stoffe oder Zubereitungen im folgenden nicht anders definiert 
werden; 

b) in einer anderen Weise als ein Nährstoff die Lebensvorgänge 
von Pflanzen zu beeinflussen (z. B. Wachstumsregler); 

c) Pflanzenerzeugnisse zu konservieren, soweit solche Stoffe oder 
Zubereitungen nicht besonderen Vorschriften des Rates oder der 
Kommission über konservierende Stoffe unterliegen; 

d) unerwünschte Pflanzen zu vernichten oder 

e) Pflanzenteile zu vernichten, ein unerwünschtes Wachstum von 
Pflanzen zu hemmen oder einem solchen Wachstum vorzubeu­
gen; 

2. „Stoffe“ chemische Elemente und deren Verbindungen, wie sie 
natürlich vorkommen oder industriell hergestellt werden, einschließ­
lich jeglicher bei der Herstellung nicht zu vermeidenden Verunrei­
nigung; 

3. „Wirkstoffe“ Stoffe und Mikroorganismen, einschließlich Viren, mit 
allgemeiner oder spezifischer Wirkung 

a) gegen Schadorganismen, 

b) auf Pflanzen, Pflanzenteile oder Pflanzenerzeugnisse; 

4. „Zubereitungen“ Gemenge, Gemische oder Lösungen aus zwei oder 
mehreren Stoffen, davon mindestens einem Wirkstoff, die als Pflan­
zenschutzmittel angewendet werden; 

5. „Pflanzen“ lebende Pflanzen oder lebende Teile von Pflanzen, ein­
schließlich frischer Früchte und Samen; 
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6. „Pflanzenerzeugnisse“ Erzeugnisse pflanzlichen Ursprungs, unver­
arbeitet oder durch vereinfachte Verfahren wie Mahlen, Trocknen 
oder Pressen bearbeitet, soweit sie nicht Pflanzen im Sinne von 
Nummer 5 sind; 

7. „Schadorganismen“ Feinde von Pflanzen oder Pflanzenerzeugnissen 
tierischer oder pflanzlicher Art sowie Viren, Bakterien und Myko­
plasmen oder andere Krankheitserreger; 

8. „Erzeugnis“ der Wirkstoff im Sinne von Nummer 3 oder die Wirk­
stoffzusammensetzung eines Pflanzenschutzmittels; 

9. „Grundpatent“ ein Patent, das ein Erzeugnis im Sinne von Nummer 
8 als solches, eine Zubereitung im Sinne von Nummer 4, ein Ver­
fahren zur Herstellung eines Erzeugnisses oder eine Verwendung 
eines Erzeugnisses schützt und das von seinem Inhaber für die 
Zwecke des Verfahrens zur Erteilung eines Zertifikats angegeben 
wird; 

10. „Zertifikat“ das ergänzende Schutzzertifikat. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

Für jedes im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats durch ein Patent ge­
schütztes Erzeugnis, das vor seinem Inverkehrbringen als Pflanzen­
schutzmittel Gegenstand eines verwaltungsrechtlichen Genehmigungs­
verfahrens gemäß Artikel 4 der Richtlinie 91/414/EWG ( 1 ) oder — 
wenn es sich um ein Pflanzenschutzmittel handelt, für das der Geneh­
migungsantrag vor der Umsetzung der Richtlinie 91/414/EWG durch 
diesen Mitgliedstaat eingereicht wurde — gemäß einer gleichwertigen 
einzelstaatlichen Rechtsvorschrift war, kann nach den in dieser Verord­
nung festgelegten Bedingungen und Modalitäten ein ergänzendes 
Schutzzertifikat erteilt werden. 

Artikel 3 

Bedingungen für die Erteilung des Zertifikats 

(1) Das Zertifikat wird erteilt, wenn in dem Mitgliedstaat, in dem die 
Anmeldung nach Artikel 7 eingereicht wird, zum Zeitpunkt dieser An­
meldung 

a) das Erzeugnis durch ein in Kraft befindliches Grundpatent geschützt 
ist; 

b) für das Erzeugnis als Pflanzenschutzmittel eine gültige Genehmigung 
für das Inverkehrbringen gemäß Artikel 4 der Richtlinie 
91/414/EWG oder gemäß einer gleichwertigen einzelstaatlichen 
Rechtsvorschrift erteilt wurde; 

c) für das Erzeugnis nicht bereits ein Zertifikat erteilt wurde; 

d) die unter Buchstabe b) erwähnte Genehmigung die erste Genehmi­
gung für das Inverkehrbringen dieses Erzeugnisses als Pflanzen­
schutzmittel ist. 

(2) Verfügt ein Inhaber über mehrere Patente für dasselbe Erzeugnis, 
so dürfen ihm nicht mehrere Zertifikate für dieses Erzeugnis erteilt 
werden. Sind jedoch zwei oder mehr Anmeldungen von zwei oder 
mehr Inhabern unterschiedlicher Patente für dasselbe Erzeugnis anhän­
gig, so kann jedem dieser Inhaber ein Zertifikat für dieses Erzeugnis 
erteilt werden. 

▼B 

1996R1610 — DE — 01.07.2013 — 003.001 — 5 

( 1 ) ABl. Nr. L 230 vom 19. 8. 1991, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 95/36/EG (ABl. Nr. L 172 vom 22. 7. 1995, S. 8).



 

Artikel 4 

Schutzgegenstand 

In den Grenzen des durch das Grundpatent gewährten Schutzes erstreckt 
sich der durch das Zertifikat gewährte Schutz allein auf das Erzeugnis, 
das von den Genehmigungen für das Inverkehrbringen des entsprechen­
den Pflanzenschutzmittels erfaßt wird, und zwar auf diejenigen Verwen­
dungen des Erzeugnisses als Pflanzenschutzmittel, die vor Ablauf des 
Zertifikats genehmigt wurden. 

Artikel 5 

Wirkungen des Zertifikats 

Vorbehaltlich des Artikels 4 gewährt das Zertifikat die gleichen Rechte 
wie das Grundpatent und unterliegt den gleichen Beschränkungen und 
Verpflichtungen. 

Artikel 6 

Recht auf das Zertifikat 

Das Recht auf das Zertifikat steht dem Inhaber des Grundpatents oder 
seinem Rechtsnachfolger zu. 

Artikel 7 

Anmeldung des Zertifikats 

(1) Die Anmeldung des Zertifikats muß innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten, gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem für das Erzeugnis 
als Pflanzenschutzmittel die Genehmigung für das Inverkehrbringen 
nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) erteilt wurde, eingereicht werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 muß die Anmeldung des Zertifikats 
dann, wenn die Genehmigung für das Inverkehrbringen vor der Ertei­
lung des Grundpatents erfolgt, innerhalb einer Frist von sechs Monaten 
nach dem Zeitpunkt der Erteilung des Patents eingereicht werden. 

Artikel 8 

Inhalt der Zertifikatsanmeldung 

(1) Die Zertifikatsanmeldung muß enthalten: 

a) einen Antrag auf Erteilung eines Zertifikats, wobei insbesondere an­
zugeben sind: 

i) Name und Anschrift des Anmelders; 

ii) falls ein Vertreter bestellt ist, Name und Anschrift des Vertreters; 

iii) Nummer des Grundpatents, sowie Bezeichnung der Erfindung; 

iv) Nummer und Zeitpunkt der ersten Genehmigung für das Inver­
kehrbringen des Erzeugnisses gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buch­
stabe b) sowie, falls diese nicht die erste Genehmigung für das 
Inverkehrbringen in der Gemeinschaft ist, auch Nummer und 
Zeitpunkt der letztgenannten Genehmigung; 

b) eine Kopie der Genehmigung für das Inverkehrbringen gemäß Ar­
tikel 3 Absatz 1 Buchstabe b), aus der die Identität des Erzeugnisses 
ersichtlich ist und die insbesondere Nummer und Zeitpunkt der 
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Genehmigung sowie die Zusammenfassung der Merkmale des Er­
zeugnisses gemäß Anhang II Teil A.1 (Ziffern 1 bis 7) oder Teil 
B.1 (Ziffern 1 bis 7) der Richtlinie 91/414/EWG oder gemäß gleich­
wertigen Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats enthält, in dem die 
Anmeldung eingereicht wird; 

c) falls die Genehmigung nach Buchstabe b) nicht die erste Genehmi­
gung für das Inverkehrbringen dieses Erzeugnisses als Pflanzen­
schutzmittel in der Gemeinschaft ist, die Angabe der Identität des 
so genehmigten Erzeugnisses und der Rechtsvorschrift, auf deren 
Grundlage dieses Genehmigungsverfahren durchgeführt wurde, so­
wie eine Kopie der betreffenden Stelle des entsprechenden amtlichen 
Mitteilungsblatts, in dem die Genehmigung veröffentlicht wurde, 
oder, bei Fehlen einer solchen Veröffentlichung, jedes Dokument, 
das als Nachweis der Erteilung der Genehmigung, des Zeitpunkts 
der Genehmigung und der Identität des so genehmigten Erzeugnisses 
dient. 

(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß für die Einreichung der 
Zertifikatsanmeldung eine Gebühr zu entrichten ist. 

Artikel 9 

Einreichung der Zertifikatsanmeldung 

(1) Die Zertifikatsanmeldung ist bei der für den gewerblichen Rechts­
schutz zuständigen Behörde des Mitgliedstaats einzureichen, der das 
Grundpatent erteilt hat oder mit Wirkung für den das Grundpatent erteilt 
worden ist und in dem die Genehmigung für das Inverkehrbringen nach 
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) erlangt wurde, sofern der Mitgliedstaat 
zu diesem Zweck keine andere Behörde bestimmt. 
(2) Ein Hinweis auf die Zertifikatsanmeldung wird von der in Absatz 
1 genannten Behörde bekanntgemacht. Der Hinweis muß zumindest die 
folgenden Angaben enthalten: 
a) Name und Anschrift des Anmelders; 
b) Nummer des Grundpatents; 
c) Bezeichnung der Erfindung; 
d) Nummer und Zeitpunkt der Genehmigung für das Inverkehrbringen 

gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) sowie das durch die Geneh­
migung identifizierte Erzeugnis; 

e) gegebenenfalls Nummer und Zeitpunkt der ersten Genehmigung für 
das Inverkehrbringen in der Gemeinschaft. 

Artikel 10 

Erteilung des Zertifikats oder Zurückweisung der 
Zertifikatsanmeldung 

(1) Erfüllen die Zertifikatsanmeldung und das Erzeugnis, das Gegen­
stand der Anmeldung ist, die in dieser Verordnung festgelegten Voraus­
setzungen, so erteilt die in Artikel 9 Absatz 1 genannte Behörde das 
Zertifikat. 
(2) Vorbehaltlich des Absatzes 3 weist die in Artikel 9 Absatz 1 
genannte Behörde die Zertifikatsanmeldung zurück, wenn die Anmel­
dung oder das Erzeugnis, das Gegenstand der Anmeldung ist, nicht die 
in dieser Verordnung festgelegten Voraussetzungen erfüllt. 
(3) Erfüllt die Zertifikatsanmeldung nicht die in Artikel 8 genannten 
Voraussetzungen, so fordert die in Artikel 9 Absatz 1 genannte Behörde 
den Anmelder auf, innerhalb der gesetzten Frist die festgestellten Män­
gel zu beseitigen oder die Gebühr zu entrichten. 
(4) Werden innerhalb der gesetzten Frist die nach Absatz 3 mitgeteil­
ten Mängel nicht beseitigt oder wird die nach Absatz 3 angeforderte 
Gebühr nicht entrichtet, so wird die Anmeldung zurückgewiesen. 
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(5) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die Erteilung des Zer­
tifikats durch die in Artikel 9 Absatz 1 genannte Behörde ohne Prüfung 
der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben c) und d) genannten Bedingungen 
erfolgt. 

Artikel 11 

Bekanntmachung 

(1) Ein Hinweis auf die Erteilung des Zertifikats wird von der in 
Artikel 9 Absatz 1 genannten Behörde bekanntgemacht. Der Hinweis 
muß zumindest die folgenden Angaben enthalten: 

a) Name und Anschrift des Inhabers des Zertifikats; 

b) Nummer des Grundpatents; 

c) Bezeichnung der Erfindung; 

d) Nummer und Zeitpunkt der Genehmigung für das Inverkehrbringen 
gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) sowie das durch die Geneh­
migung identifizierte Erzeugnis; 

e) gegebenenfalls Nummer und Zeitpunkt der ersten Genehmigung für 
das Inverkehrbringen in der Gemeinschaft; 

f) Laufzeit des Zertifikats. 

(2) Ein Hinweis auf die Zurückweisung der Zertifikatsanmeldung 
wird von der in Artikel 9 Absatz 1 genannten Behörde bekanntgemacht. 
Der Hinweis muß zumindest die in Artikel 9 Absatz 2 genannten An­
gaben enthalten. 

Artikel 12 

Jahresgebühren 

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß für das Zertifikat Jahres­
gebühren zu entrichten sind. 

Artikel 13 

Laufzeit des Zertifikats 

(1) Das Zertifikat gilt ab Ablauf der gesetzlichen Laufzeit des Grund­
patents für eine Dauer, die dem Zeitraum zwischen der Einreichung der 
Anmeldung für das Grundpatent und dem Zeitpunkt der ersten Geneh­
migung für das Inverkehrbringen in der Gemeinschaft entspricht, abzüg­
lich eines Zeitraums von fünf Jahren. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 beträgt die Laufzeit des Zertifikats 
höchstens fünf Jahre vom Zeitpunkt seines Wirksamwerdens an. 

(3) Bei der Berechnung der Laufzeit des Zertifikats wird eine erste 
vorläufige Genehmigung für das Inverkehrbringen nur dann berücksich­
tigt, wenn sich eine endgültige Genehmigung für dasselbe Erzeugnis 
unmittelbar anschließt. 

Artikel 14 

Erlöschen des Zertifikats 

Das Zertifikat erlischt: 

a) am Ende des in Artikel 13 festgelegten Zeitraums; 

b) bei Verzicht des Inhabers des Zertifikats; 

c) bei nicht rechtzeitiger Zahlung der in Übereinstimmung mit Arti­
kel 12 festgesetzten Jahresgebühr; 
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d) wenn und solange das durch das Zertifikat geschützte Erzeugnis 
infolge Widerrufs der betreffenden Genehmigung oder Genehmigun­
gen für das Inverkehrbringen gemäß Artikel 4 der Richtlinie 
91/414/EWG oder einer gleichwertigen Rechtsvorschrift eines Mit­
gliedstaats nicht mehr in den Verkehr gebracht werden darf. Über 
das Erlöschen des Zertifikats kann die in Artikel 9 Absatz 1 ge­
nannte Behörde von Amts wegen oder auf Antrag eines Dritten 
entscheiden. 

Artikel 15 

Nichtigkeit des Zertifikats 

(1) Das Zertifikat ist nichtig, 

a) wenn es entgegen den Vorschriften des Artikels 3 erteilt wurde; 

b) wenn das Grundpatent vor Ablauf seiner gesetzlichen Laufzeit erlo­
schen ist; 

c) wenn das Grundpatent für nichtig erklärt oder derartig beschränkt 
wird, daß das Erzeugnis, für welches das Zertifikat erteilt worden ist, 
nicht mehr von den Ansprüchen des Grundpatents erfaßt wird, oder 
wenn nach Erlöschen des Grundpatents Nichtigkeitsgründe vorlie­
gen, die die Nichtigerklärung oder Beschränkung gerechtfertigt hät­
ten. 

(2) Jedermann kann bei der nach den einzelstaatlichen Rechtsvor­
schriften für die Nichtigerklärung des entsprechenden Grundpatents zu­
ständigen Stelle einen Antrag auf Nichtigerklärung des Zertifikats stel­
len oder Klage auf Nichtigkeit des Zertifikats erheben. 

Artikel 16 

Bekanntmachung des Erlöschens oder der Nichtigkeit 

Erlischt das Zertifikat gemäß Artikel 14 Buchstaben b), c) oder d) oder 
ist es gemäß Artikel 15 nichtig, so wird ein Hinweis hierauf von der in 
Artikel 9 Absatz 1 genannten Behörde bekanntgemacht. 

Artikel 17 

Rechtsmittel 

(1) Gegen die Entscheidungen, die von der in Artikel 9 Absatz 1 
genannten Behörde oder von der in Artikel 15 Absatz 2 genannten 
Stelle in Anwendung dieser Verordnung getroffen wurden, können die 
gleichen Rechtsmittel eingelegt werden, die nach einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften gegen entsprechende Entscheidungen auf dem Gebiet 
nationaler Patente vorgesehen sind. 

(2) Gegen die Entscheidung der Erteilung des Zertifikats kann ein 
Rechtsmittel eingelegt werden, das darauf abzielt, die Laufzeit des Zer­
tifikats zu berichtigen, falls der gemäß Artikel 8 in der Zertifikatsanmel­
dung enthaltene Zeitpunkt der ersten Genehmigung für das Inverkehr­
bringen in der Gemeinschaft unrichtig ist. 

Artikel 18 

Verfahren 

(1) Soweit diese Verordnung keine Verfahrensvorschriften enthält, 
finden auf das Zertifikat die nach einzelstaatlichem Recht für das ent­
sprechende Grundpatent geltenden Verfahrensvorschriften sowie gege­
benenfalls die für Zertifikate gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 
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1768/92 geltenden Verfahrensvorschriften Anwendung, sofern das ein­
zelstaatliche Recht keine besonderen Verfahrensvorschriften für Zertifi­
kate nach der vorliegenden Verordnung vorsieht. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 ist das Einspruchsverfahren gegen ein 
erteiltes Zertifikat ausgeschlossen. 

ÜBERGANGSREGELUNGEN 

Artikel 19 

(1) Für jedes Erzeugnis, das zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung durch ein in Kraft befindliches Grundpatent geschützt ist 
und für das als Pflanzenschutzmittel gemäß Artikel 4 der Richtlinie 
91/414/EWG oder einer gleichwertigen Rechtsvorschrift eines Mitglied­
staats eine erste Genehmigung für das Inverkehrbringen in der Gemein­
schaft nach dem 1. Januar 1985 erteilt wurde, kann ein Zertifikat erteilt 
werden. 

(2) Der Antrag auf Erteilung eines Zertifikats nach Absatz 1 ist 
innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung zu 
stellen. 

▼A1 

Artikel 19a 

Bestimmungen über die Erweiterung der Gemeinschaft 

Unbeschadet der übrigen Bestimmungen dieser Verordnung gilt Folgen­
des: 

a) i) Für jedes in der Tschechischen Republik durch ein geltendes 
Grundpatent geschützte Pflanzenschutzmittel, für das in der 
Tschechischen Republik nach dem 10. November 1999 eine 
erste Genehmigung für das Inverkehrbringen als Pflanzenschutz­
mittel erlangt wurde, kann ein Zertifikat erteilt werden, sofern 
die Anmeldung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem 
Zeitpunkt, zu dem die erste Genehmigung für das Inverkehrbrin­
gen erlangt wurde, eingereicht wird. 

ii) Für jedes in der Tschechischen Republik durch ein geltendes 
Grundpatent geschützte Pflanzenschutzmittel, für das frühestens 
sechs Monate vor dem Tag des Beitritts eine erste Genehmigung 
für das Inverkehrbringen in der Gemeinschaft als Pflanzen­
schutzmittel erlangt wurde, kann ein Zertifikat erteilt werden, 
sofern die Anmeldung des Zertifikats binnen sechs Monaten 
nach dem Zeitpunkt, zu dem die erste Genehmigung für das 
Inverkehrbringen erlangt wurde, eingereicht wird. 

b) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzen­
schutzmittel, für das in Estland vor dem Tag des Beitritts eine erste 
Genehmigung für das Inverkehrbringen als Pflanzenschutzmittel er­
langt wurde, kann ein Zertifikat erteilt werden, sofern die Anmel­
dung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu 
dem die erste Genehmigung für das Inverkehrbringen erlangt wurde, 
eingereicht wird oder im Falle von Patenten, die vor dem 1. Januar 
2000 erteilt wurden, innerhalb des Sechsmonatszeitraums gemäß 
dem Patentgesetz vom Oktober 1999. 

c) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzen­
schutzmittel, für das in Zypern vor dem Tag des Beitritts eine erste 
Genehmigung für das Inverkehrbringen als Pflanzenschutzmittel er­
langt wurde, kann ein Zertifikat erteilt werden, sofern die Anmel­
dung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu 
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dem die erste Genehmigung für das Inverkehrbringen erteilt wurde, 
eingereicht wird; dessen ungeachtet muss die Anmeldung des Zer­
tifikats binnen sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu dem das 
Patent erteilt wurde, eingereicht werden, wenn die Genehmigung 
für das Inverkehrbringen vor der Erteilung des Grundpatents erlangt 
wurde. 

d) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzen­
schutzmittel, für das in Lettland vor dem Tag des Beitritts eine erste 
Genehmigung für das Inverkehrbringen als Pflanzenschutzmittel er­
langt wurde, kann ein Zertifikat erteilt werden. Sollte die in Artikel 7 
Absatz 1 vorgesehene Frist abgelaufen sein, kann innerhalb von 
sechs Monaten, beginnend spätestens mit dem Tag des Beitritts, 
ein Zertifikat angemeldet werden. 

e) Für jedes Pflanzenschutzmittel, das durch ein geltendes, nach dem 
1. Februar 1994 angemeldetes Grundpatent geschützt ist und für das 
in Litauen vor dem Tag des Beitritts eine erste Genehmigung für 
das Inverkehrbringen als Pflanzenschutzmittel erlangt wurde, kann 
ein Zertifikat erteilt werden, sofern die Anmeldung des Zertifikats 
binnen sechs Monaten nach dem Tag des Beitritts eingereicht wird. 

f) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzen­
schutzmittel, für das nach dem 1. Januar 2000 eine erste Genehmi­
gung für das Inverkehrbringen als Pflanzenschutzmittel erlangt wur­
de, kann in Ungarn ein Zertifikat erteilt werden, sofern die Anmel­
dung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem Tag des Bei­
tritts eingereicht wird. 

g) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzen­
schutzmittel, für das in Malta vor dem Tag des Beitritts eine erste 
Genehmigung für das Inverkehrbringen als Pflanzenschutzmittel er­
langt wurde, kann ein Zertifikat erteilt werden. Sollte die in Artikel 7 
Absatz 1 vorgesehene Frist abgelaufen sein, kann innerhalb von 
sechs Monaten, beginnend spätestens mit dem Tag des Beitritts, 
ein Zertifikat angemeldet werden. 

h) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzen­
schutzmittel, für das nach dem 1. Januar 2000 eine erste Genehmi­
gung für das Inverkehrbringen als Pflanzenschutzmittel erlangt wur­
de, kann in Polen ein Zertifikat erteilt werden, sofern die Anmel­
dung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem Tag des Bei­
tritts eingereicht wird. 

i) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzen­
schutzmittel, für das in Slowenien vor dem Tag des Beitritts eine 
erste Genehmigung für das Inverkehrbringen als Pflanzenschutzmit­
tel erlangt wurde, kann ein Zertifikat erteilt werden, sofern die 
Anmeldung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem Tag 
des Beitritts eingereicht wird, einschließlich der Fälle, bei denen 
die in Artikel 7 Absatz 1 vorgesehene Frist abgelaufen ist. 

j) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzen­
schutzmittel, für das in der Slowakei nach dem 1. Januar 2000 
eine erste Genehmigung für das Inverkehrbringen als Pflanzen­
schutzmittel erlangt wurde, kann ein Zertifikat erteilt werden, sofern 
die Anmeldung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem 
Zeitpunkt eingereicht wurde, zu dem die erste Genehmigung für 
das Inverkehrbringen erlangt wurde, oder innerhalb von sechs Mo­
naten ab dem 1. Juli 2002, wenn die Genehmigung vor diesem 
Datum erteilt wurde. 

▼A2 
k) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzen­

schutzmittel, für das nach dem 1. Januar 2000 eine erste Genehmi­
gung für das Inverkehrbringen als Pflanzenschutzmittel erlangt wur­
de, kann in Bulgarien ein Zertifikat erteilt werden, sofern die 
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Anmeldung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem Tag des 
Beitritts eingereicht wird. 

l) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzen­
schutzmittel, für das nach dem 1. Januar 2000 eine erste Genehmi­
gung für das Inverkehrbringen als Pflanzenschutzmittel erlangt wur­
de, kann in Rumänien ein Zertifikat erteilt werden. Sollte die in 
Artikel 7 Absatz 1 vorgesehene Frist abgelaufen sein, kann inner­
halb von sechs Monaten, beginnend spätestens mit dem Tag des 
Beitritts, ein Zertifikat angemeldet werden. 

▼A3 
m) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzen­

schutzmittel, für das nach dem 1. Januar 2003 eine erste Genehmi­
gung für das Inverkehrbringen als Pflanzenschutzmittel erlangt wur­
de, kann in Kroatien ein Zertifikat erteilt werden, sofern die An­
meldung des Zertifikats binnen sechs Monaten ab dem Tag des 
Beitritts eingereicht wird. 

▼B 

Artikel 20 

►A1 (1) ◄ In den Mitgliedstaaten, deren Recht am 1. Januar 1990 
die Patentierbarkeit von Pflanzenschutzmitteln nicht vorsah, ist die Ver­
ordnung ab 2. Januar 1998 anwendbar. 

Artikel 19 findet in diesen Mitgliedstaaten keine Anwendung. 

▼A3 
(2) Diese Verordnung findet auf ergänzende Schutzzertifikate An­
wendung, die vor dem jeweiligen Tag des Beitritts nach Maßgabe der 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften der Tschechischen Republik, Est­
lands, Kroatiens, Zyperns, Lettlands, Litauens, Maltas, Polens, Rumä­
niens, Sloweniens und der Slowakei erteilt wurden. 

▼B 

SCHLUSSBESTIMMUNG 

Artikel 21 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt sechs Monate nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼A2 
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